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Wirtschaft

F I N A N Z W E S E N

Fusion zwischen DekaBank und Landesbank Berlin?

Neue Planspiele im Landesbanken-Monopoly: Heinrich Haasis, der Präsident des
Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes (DSGV), strebt eine Fusion der

öffentlich-rechtlichen Fondsgesellschaft DekaBank mit der Landesbank Berlin an.
Das Institut soll den Kern bilden für ein bundesweites Spitzeninstitut der Sparkassen.
Haasis kann sich auch vorstellen, zumindest Teile der WestLB mit zu integrieren. 
So verfügt das ins Schlingern geratene Düsseldorfer Institut mit der Weberbank über
eine ideale Ergänzung im Geschäft mit vermögenden Privatkunden. Die Landes-
regierung in Nordrhein-Westfalen ist für derartige Überlegungen offen – allerdings
nur, wenn die gesamte WestLB in dem neuen Institut aufgeht. 

H A U S H A L T

Geldsegen aus Brüssel

Die EU-Kommission unter ihrem
Chef José Manuel Barroso über-

weist Deutschland 800 Millionen Euro,
die sie erst Ende vergangenen Jahres
zusätzlich von Berlin angefordert hatte,
wieder zurück. Das Geld werde nicht
benötigt, begründen die Brüsseler Euro-
kraten die Aktion. Finanzminister Peer
Steinbrück (SPD) kann sich aber nicht
richtig freuen. Die unerwartete Nach-
forderung, für die er Ende vergangenen
Jahres neue Kredite aufnehmen musste,
führte damals dazu, dass die Neuver-
schuldung für 2007 doch höher ausfiel
als zuletzt angekündigt. Der Rückfluss
aus Brüssel lindert nun aber absehbare

finanzielle Schwierigkeiten im Haushalt
2008. Wegen der konjunkturellen Ab-
schwächung dürften die Steuereinnah-
men nicht mehr so stark wachsen wie
zuletzt angenommen. Die Überweisung
der EU verhindert, dass Steinbrück 
außerplanmäßige Schulden machen muss.

H A R T Z  I V

Scholz-Reform stößt 
auf Widerstand

Mit seinen Plänen, die verfassungs-
widrige Hartz-IV-Verwaltung zu

reformieren, stößt Arbeitsminister Olaf
Scholz auf Widerstand der Länder.
Nachdem die Karlsruher Richter ge-
urteilt hatten, dass die heutige Misch-
verwaltung aus Kommunen und
Arbeitsagenturen mit dem Grundgesetz
nicht vereinbar sei, hatte der Ressort-
chef das Konzept des sogenannten
kooperativen Job-Centers entwickelt.

Agenturen und Kommunen sollten ihre
Aufgaben danach getrennt ausführen,
ihre Zusammenarbeit aber zugleich
vertraglich regeln. So wollte Scholz den
Richterspruch umsetzen, ohne ein Ge-
setz ändern zu müssen. Nun erheben ei-
nige Bundesländer Einwände gegen den
Plan. Eine Umsetzung ohne gesetzliche
Regelung berge die Gefahr, dass die Lö-
sung „wiederum mit dem Grundgesetz
nicht vereinbar“ sei, heißt es in einem
Schreiben der bayerischen Sozialminis-
terin Christa Stewens. Zugleich warnt
die CSU-Politikerin Landräte und Bür-
germeister, das Scholz-Konzept umzu-
setzen. Es bestehe das Risiko, dass am
Ende wieder alles geändert werden
müsse. Auch die hessische Sozialminis-
terin Silke Lautenschläger macht Vor-
behalte geltend. So sei die Zusammen-
führung von Daten genauso unzulässig
wie eine gemeinsame Personalführung.
Bedenken hat auch der schleswig-hol-
steinische Arbeitsminister Uwe Döring
angemeldet. Das Scholz-Konzept berge
„die Gefahr, dass die Bundesagentur
alles bestimmt und die Länder nicht
richtig eingebunden werden“. 
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